
 

 

 

 

 



 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 





 
 

Kostentarif zur Verwaltungskostensatzung (§ 2) 
 

der Gemeinde Hagen a.T.W. 
 
 

 
Gebühren (§ 3 der Verwaltungskostensatzung) und 

Pauschbeträge für Auslagen (§ 6 Abs. Nr. 7  
der Verwaltungskostensatzung) 

 
 
 
lfd. Nr. Gegenstand Betrag 

€ 
   
   
1 
 
1.1 
1.1.1 
 
1.1.2 
 
1.1.3 
 
1.2 

Vervielfältigungen 
 
Nutzungsüberlassung eines Kopiergerätes für das Anfertigen von Kopien 
bis zum Format DIN A4, je Kopie nach Verwaltungsaufwand, 
bis  
im Format DIN A3, je Kopie nach Verwaltungsaufwand, 
bis 
bei größeren Formaten, je Kopie nach Verwaltungsaufwand, 
höchstens  
Herstellen von Ausfertigungen, Abschriften und Kopien durch Beschäftigte von Be-
hörden 

 
 
 

0,06 
0,90 
0,30 
3,00 

 
15,00 

 
 

1.2.1 
1.2.1.1 
1.2.1.2 

bis zum Format DIN A3, je Seite 
für die ersten 50 Seiten 
für weitere Seiten 

 
0,60 
0,17 

1.2.2.2 bei größeren Formaten als DIN A3, je Seite nach Verwaltungsaufwand, 
jedoch höchstens 

 
             15,00   

 
 

2 Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse, Bescheinigungen und Ausweise  
 

2.1 Beglaubigungen von Unterschriften 2,00 
2.2 Beglaubigungen von Abschriften, Fotokopien und dergl. 2,00 

 Von der Gebührenerhebung ausgenommen sind: 
a) Beglaubigungen sowie das Ausstellen von Ausweisen, 
Bescheinigungen und Zeugnissen im Rahmen eines bestehenden 
oder früheren Arbeits- oder Dienstverhältnisses, 
b) das Ausstellen von Bescheinigungen über die Zahlung von 
Ruhegehältern, Witwen- und Waisengeldern, Krankengeldern, 
Unterstützungen und dergleichen aus öffentlichen oder privaten 
Kassen, 
c) das Ausstellen von Zeugnissen, ausgenommen 
Zweitausfertigungen, durch die Schule oder die Schulbehörde, 
d) die Beglaubigung von Zeugniskopien durch die Schule oder 
Schulbehörde, die das Zeugnis ausgestellt hat, 
e) das Ausstellen von Ausweisen und Bescheinigungen über den 
Schulbesuch, 
f) Beglaubigungen sowie das Ausstellen von Ausweisen, 
Bescheinigungen und Zeugnissen in Gnadensachen, 
g) Beurkundungen durch Urkundspersonen beim Jugendamt nach 
dem Achten Buch des Sozialgesetzbuchs, 
h) Beglaubigungen sowie das Ausstellen von Ausweisen, 
Bescheinigungen und Zeugnissen zum Nachweis der Bedürftigkeit, 
i) Angelegenheiten der Sozialversicherung, der Sozialhilfe und der 
Kinder- und Jugendhilfe. 
 
 
 
 

 

   



lfd. Nr. Gegenstand Betrag 
€ 

 
 
 
3 

 
 
 
Akteneinsicht 

 

   
3.1 Die Einsicht in Akten, Karteien, Register und dergl. – ausgenommen nach  
 § 68 Abs. 1 NbauO- , soweit sie nicht zur Einsichtnahme öffentlich ausgelegt  
 sind und wenn in einer anderen Tarifnummer keine Gebühren vorgesehen sind,  
 für jeden Fall 1,50 
3.2 Schriftliche Auskunft zur Marktforschung und für wirtschaftliche Dispositionen  
 und Prognosen an interessierte Gesellschaften u.ä.  
3.2.1 Grundgebühr 5,00 
3.2.2 zuzüglich je angefangene Seite 1,50 
   
   
4 Abgaben von Druckstücken (Ortssatzungen, Abgabensatzungen, Plänen,  
 Tarifen, Straßen- und Stimmbezirksverzeichnissen und dergl.) 

 
 

 für jede angefangene Seite 
jedoch mindestens 
 

0,15 
1,00 

   
5 Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder einer Erklärung, die von  
 Privatpersonen zu deren Nutzung gewünscht wird (die Niederschrift über  
 die Erhebung von Rechtsbehelfen ist ausgenommen) 

 
je angefangene Seite 

 
 

10,00 
  

 
 

6 Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen und andere zum  
 unmittelbaren Nutzen der Beteiligten vorgenommene Verwaltungstätigkeiten, 

 
 

 wenn keine andere Gebühr vorgeschrieben ist 5,00 
 bis  500,00 
 
 
7 

 
 
Verwaltungstätigkeiten, die nach Art und Umfang in der Gebührensatzung 

 
 

 nicht näher bestimmt werden können und die mit besonderer Mühewaltung 
verbunden sind, 
 
für jede angefangene halbe Stunde 

 
 

 
10,00 

 bis  45,00 
   
   
8 Bearbeitung von Bürgschaftsanträgen 

 
10,00 

   
9 
 
9.1 
 
 
9.2 
9.3 
 
9.4 
 
 
 
10 
 
 
11 
 
 
12 

Vermögensverwaltung 
 
Vorrangseinräumungs-, Pfandentlassungs- und sonstige Erklärungen zugunsten von 
Grundpfandrechten Dritter, insbesondere gegenüber Auflassungsvormerkungen und 
Vorkaufsrechten sowie Belastungsgenehmigungen 
Löschungsbewilligungen zugunsten von Grundpfandrechten Dritter 
Löschungsbewilligungen, Vorrangseinräumungs-, Pfandentlassungs- und sonstige 
Erklärungen für Rechte, die nicht unter Nr. 9.1 und 9.2 fallen 
Ausstellung eines Zeugnisses über das Nichtbestehen bzw. die Nichtausübung eines 
Vorkaufsrechts nach § 28 BauGB 
 
 
Aufstellung über den Stand des Steuerkontos 
 
 
Zweitausfertigungen von Steuer- und sonstigen Quittungen 
 
 
Bescheinigungen über öffentliche Abgaben früherer Jahre 
 
für jedes Jahr 
 

 
 
 
 

15,00 
15,00 

 
15,00 

 
15,00 

 
 

2,00 
 
 

2,00 
 
 
 
 

3,00 

  



lfd. Nr. Gegenstand Betrag 
€ 

 
 
 
13 

 
 
 
Ersatzstücke für verlorengegangene Hundesteuermarken 
 
 

 
 
 

2,00 

14 Feststellungen aus Konten und Akten 
 

 

 je angefangene halbe Arbeitsstunde 15,00 
 bis 

 
 

45,00 

15 Bescheinigungen über Beiträge nach dem BauGB oder dem NKAG 
 
 

5,00 

16 Abgabe von Gemeindeplänen 
 

 

16.1 bis zur Größe von 1 : 5.000 10,00 
16.2 bis zur Größe von 1 : 10.000 2,50 
16.3 bis zur Größe von 1 : 15.000 1,50 
16.4 bis zur Größe von 1 : 25.000 

 
 

1,00 

17 Genehmigung und Überwachung von Arbeiten, die für Rechnung Dritter  
 von Unternehmen an Straßen, Plätzen, Kanälen und sonstigen Anlagen ausge-

führt werden, 
 
je angefangene halbe Stunde der Beaufsichtigung einschließlich 

 

 Anmarschweg von der Dienststelle oder von der vorhergehenden Baustelle 15,00 
 bis 45,00 
 Sofern die vorhergehende Baustelle weiter entfernt liegt als die Dienststelle,  
 ist für die Berechnung des Zeitaufwandes nur der Weg von der Dienststelle  

 bis zur Baustelle zugrunde zu legen.  
 
 
 
18 

 
 
Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten, Bauleitungen, Auszüge, technische 
Arbeiten, und zwar für 
 

 

18.1 Büroarbeiten je angefangene halbe Arbeitsstunde 15,00 
 bis 45,00 
18.2 Außenarbeiten je angefangene halbe Arbeitsstunde einschließlich Anmarschweg  
 von der Dienststelle bzw. der vorhergehenden Baustelle 15,00 
 bis 45,00 
 Tarifnummer 17 Satz 2 gilt entsprechend. 

 
 

 

19 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang bei der Kanalisation 
 
 

10,00 

20 Ausnahmen von § 24 Abs. 7 des Nieders. Straßengesetzes 
 

10,00 

 bis 
 
 

150,00 

21 Benutzung des Selbstbedienungsterminals für Personalausweise, Pässe und Füh-
rerscheinanträge 
 
je Fall 

 
 

 
8,00 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



lfd. Nr. Gegenstand Betrag 
€ 

 
 
 
22 

 
 
 
Archiv 
 

 

22.1 Für familiengeschichtliche Auskünfte wird die Gebühr nach dem Zeitaufwand  
 erhoben. Sie beträgt je angefangene halbe Arbeitsstunde 5,00 
22.2 Schriftliche Auskünfte aus Urkunden und alten Akten je Seite 2,00 
 für jede weitere Ausfertigung, wenn sie im gleichen Arbeitsgang gefertigt wird 0,50 
22.3 Benutzung des Archivs  
22.3.1 für einen Tag 5,00 
22.3.2 für eine Woche 15,00 
22.3.3 für längere Zeit bis zu 50,00 
 Anmerkung zu 21.3.1 – 31.3.3  
 Für die Benutzung und Auskunfterteilung zu wissenschaftlichen und heimat-  
 kundlichen Zwecken sowie bei Arbeiten, die der Berufsbildung dienen, sind  
 lediglich die baren Auslagen zu erstatten. 

 
 

 

23 Trauungen 
 

 

 Neben den üblichen Standesamtsgebühren werden erhoben für  
23.1 Trauungen außerhalb der üblichen Öffnungszeiten des Standesamtes  80,00 
23.2 
23.3 

Trauungen im „Alten Pfarrhaus“ 
Trauungen im „Bürgerhaus“ 
 

100,00 
100,00 

24 
 
 
 
25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beseitigung von Verunreinigungen in unmittelbarer Nähe des Rathauses, Alten 
Pfarrhauses und Bürgerhauses (durch Trauung, Treppe fegen, etc.) 
 
 
Rechtsbehelfe 
 
Entscheidungen über förmliche Rechtbehelfe, soweit nicht § 4 der Verwaltungskos-
tensatzung anzuwenden ist und der Rechtsbehelf erfolglos bleibt oder der Rechtsbe-
helf Erfolg hat, die angefochtene Verwaltungstätigkeit aber aufgrund unrichtiger oder 
unvollständiger Angaben vorgenommen bzw. abgelehnt worden ist, einschließlich der 
Entscheidungen über Widersprüche Dritter 
Bis 
Anmerkung: 
Innerhalb dieses Rahmens sollte die Gebühr für Entscheidungen gegen die Festset-
zung von Verwaltungskosten in der Regel 10 v.H. der strittigen Kosten nicht überstei-
gen, sofern nicht das Maß des Verwaltungsaufwandes im Einzel- fall eine höhere 
Gebühr erfordert. 

 
50,00 

 
 
 
 
 
 
 
 

5,00 
500,00 

 

 
 
 
 
 

 


